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Totalrevision der Verordnung über die Sicherstellung der Trinkwasserversor-

gung in Notlagen (VTN): Vernehmlassung 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund SGB nimmt zur vorgeschlagenen Totalrevision der VTN 

wie folgt Stellung: 

Mit der Stossrichtung der Revision sind wir einverstanden, die Stärkung der Resilienz muss das 

Ziel sein. Die Trinkwasserversorgung der Bevölkerung ist ganz klar einer der sensibelsten Versor-

gungsbereiche, die Herausforderungen nehmen stetig zu, auch ohne Unfälle oder Sabotageakte 

(Trockenheitsperioden, Gewässerverschmutzungen). Es braucht kantonsüberschreitende Ko-

operation und Zusammenarbeit und klar definierte Aufgaben und Zuständigkeiten. Wir unterstüt-

zen insbesondere, dass diese Verordnung für alle Arten von Wasserversorgungsbetrieben gilt 

(öffentliche und private), denn die relevanten Betriebe sind unterschiedlich organisiert. Die Was-

serressourcen sind ein öffentliches Gut unter kantonaler Hoheit, deshalb ist es richtig, dass der 

Zuständigkeitsbereich des Bundes nicht ausgeweitet wird, der Vollzug liegt bei den Kantonen. 

Diese haben sicherzustellen, dass die Gemeinden ihren Aufgaben nachkommen. 

Die Verordnung legt ein Minimum von Wasservorrat fest, der in einer Notlage zur Verfügung ste-

hen muss (Art. 2 Abs. 1). Die Kantone sind frei, darüberhinausgehende Vorschriften festzulegen.  

Mittels eines elektronischen Inventars aller betreffenden Anlagen, Quellen und Grundwasservor-

kommen soll sichergestellt sein, dass alle Kantone und Gemeinden jederzeit über die notwendi-

gen und aktuellen Entscheidungsgrundlagen verfügen. Die Kantone bezeichnen die unverzicht-

baren Anlagen und sie sind zuständig dafür, dass diese digitalen Pläne stets aktuell sind. (Art. 4) 

Der SGB unterstützt auch, dass die Verordnung den Kantonen die Kompetenz gibt, kurzfristig die 

Untersuchungen über die Qualität des Trinkwassers zu intensivieren. (Art. 6)  

Die Betreiber der Anlagen müssen ein Konzept und eine Dokumentation für die Sicherstellung 

der Trinkwasserversorgung in schweren Mangellagen erstellen. Es sind in der Regel Gemeinden, 

die diese Anlagen betreiben und sie erhalten klare Angaben, was in Konzept und Dokumentation 

enthalten sein muss (Art. 8 und 9). 
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In Art. 10 wird die Verantwortung der Betreiber für eine regelmässige Durchführung von Aus- und 

Weiterbildungen und Übungen benannt. Und weiter haben sie die betrieblichen, baulichen und 

organisatorischen Massnahmen zu definieren um die Trinkwasserversorgung garantieren zu kön-

nen (Art. 11 und 12).  

Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass schwere Mangellagen in der Versorgung der Bevölke-

rung immer eine massive Auswirkung auf das betreffende Personal in den zuständigen Behörden 

und Anlagen haben (Arbeitszeiten, Gefährdungspotenzial u.a.). Deshalb fordert der SGB, dass 

die Mitwirkung der Sozialpartner explizit in diese Verordnung aufgenommen wird. Insbesondere 

muss gewährleistet sein, dass Personalvertretungen in die Arbeiten, so wie sie in Art. 10 – 12 

formuliert sind, einbezogen sind. 

Besten Dank für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 

Freundliche Grüsse 

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

 

Pierre-Yves Maillard  Dore Heim 

Präsident  Zentralsekretärin 


